
 

 
 
 
 

 

 

 

Orth Kluth Newsletter 

Das Lobbyregistergesetz: 
Ein Überblick 
Am 1. Januar 2022 ist das „Gesetz zur Ein-
führung eines Lobbyregisters für die Inte-
ressenvertretung gegenüber dem Deut-
schen Bundestag und gegenüber der Bun-
desregierung“ – kurz: Lobbyregistergesetz 
(LobbyRG) – in Kraft getreten. 

Hintergrund und Ziel 
Hintergrund des bereits im März 2021 ver-
abschiedeten Gesetzes ist, dass nach Auf-
fassung des Deutschen Bundestages in der 
öffentlichen Wahrnehmung nicht selten 
mit dem Begriff „Lobbyismus“ illegitime 
Einflussversuche partikularer Interessen-
organisationen und ihrer Vertreterinnen 
und Vertreter auf den politischen Willens-
bildungsprozess verbunden werden. 

Ziel des Lobbyregistergesetzes ist es des-
wegen, mehr Transparenz hinsichtlich des 
Einflusses von Interessenvertreterinnen 
und Interessenvertretern auf diese Pro-
zesse zu schaffen. So soll das Vertrauen der 
Öffentlichkeit in die Politik und die Legiti-
mität der Willensbildungs- und Entschei-
dungsprozesse in Parlament und Regie-
rung gestärkt warden. 

Öffentliches Lobbyregister 
Das aus zehn Paragrafen bestehende Ge-
setz sieht als zentrales Element die Einfüh-
rung eines öffentlichen Lobbyregisters 
vor. Das Lobbyregister wird dabei elektro-
nisch beim Deutschen Bundestag einge-
richtet und geführt. 
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Durch das Lobbyregister soll ein Überblick 
ermöglicht werden, welche Perso-
nen(gruppen) zum Zwecke der Interes-
senvertretung aktiv werden. Wertungen 
zu Einzelheiten oder Inhalten der jeweili-
gen Interessenvertretung werden durch 
das Lobbyregister nicht vorgenommen. 

Das Parlament und die Regierung werden 
verpflichtet, erstmalig zum 31. März 2024 
und dann im Turnus von zwei Jahren einen 
Bericht über die Anwendung des Lobbyre-
gisters zu veröffentlichen. Die Auswirkun-
gen des Gesetzes sind erstmalig fünf Jahre 
nach seinem Inkrafttreten also zum 1. Ja-
nuar 2027 zu überprüfen. 

Interessenvertretung und 
Registrierungspflicht 
In das Lobbyregister müssen sich grund-
sätzlich alle eintragen, die Interessenver-
tretung betreiben. Interessenvertretung 
wird dabei definiert als Kontaktaufnahme 
zu Mitgliedern, Fraktionen oder Gruppen 
des Bundestages sowie der Bundesregie-
rung, einschließlich der (Parlamentari-
schen) Staatssäkreterinnen und -sekretäre 
sowie der (Unter-)Abteilungsleiterinnen 
und (Unter-)Abteilungsleiter, um unmit-
telbar oder mittelbar Einfluss auf deren 

Willensbildungs- und Entscheidungspro-
zesse zu nehmen. Dabei muss Interessen-
vertretung entweder: 

• regelmäßig oder geschäftsmäßig für 
Dritte betrieben werden, 

• auf Dauer angelegt sein oder 
• die Häufigkeitsschwelle von mehr als 

50 Interessenvertreterkontakte inner-
halb der letzten drei Monate über-
schritten haben. 

Bei Vorliegen einer dieser Voraussetzun-
gen, hat eine Eintragung in das Lobbyre-
gister unverzüglich zu erfolgen. Als unver-
züglich werden solche Eintragungen ange-
sehen, die innerhalb von zwei Monaten 
nach Inkrafttreten des LobbyRG also bis 
zum 1. März 2022 vorgenommen werden. 

Registrierungspflichtig sind nicht nur alle 
natürlichen oder juristischen Personen, 
Personengesellschaften oder sonstigen 
Organisationen, auch in Form von Netz-
werken, Plattformen oder anderen For-
men kollektiver Tätigkeiten, die Interes-
senvertretung selbst betreiben, sondern 
auch diejenigen, die eine solche in Auftrag 
geben. 

Liegt keine gesetzliche Registrierungs-
pflicht vor, kann ein Eintrag in das Lobby-
register auf freiwilliger Basis erfolgen. 
Dies kann notwendig sein, um eine Zu-
gangsberechtigung zu den Gebäuden des 
Deutschen Bundestages zu erhalten, die an 
eine entsprechende Eintragung geknüpft 
werden kann. 

 

 „Das Lobbyregister soll 
dazu beitragen, das Ver-
trauen der Öffentlichkeit in 
die Politik und die Legiti-
mität der Willensbildungs- 
und Entscheidungspro-
zesse in Parlament und Re-
gierung zu stärken.” 
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Ausnahmen von der Eintra-
gungspflicht 

Ausnahmen von der Eintragungspflicht in 
das Lobbyregister gelten unter anderem 
für Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver-
bände im Hinblick auf ihre Interessenver-
tretung zu Arbeits- und Wirtschaftsbedin-
gungen, für Kirchen und sonstige Religi-
onsgemeinschaften sowie für Personen, 
die sich mittels Petitionen an die Bundes-
regierung werden.  

Hinzu kommt eine Ausnahme von der Ein-
tragungspflicht für die Rechtsberatung für 
Dritte oder sich selbst. Dies umfasst auch 
die Beratung hinsichtlich der rechtlichen 
Lage sowie die Erstattung wissenschaftli-
cher Gutachten und an die Allgemeinheit 
gerichteten Erklärungen durch Rechtsan-
wälte oder Steuerberater.  

Registerinhalt 
Das LobbyRG regelt detailliert, welche In-
formationen Interessenvertreterinnen 
und Interessenvertreter bereitstellen 
müssen. Neben Kontaktdaten, vertre-
tungsberechtigten Personen, etc. müssen 

unter anderem auch der Interessen- und 
Vorhabenbereich sowie eine Beschrei-
bung der Tätigkeit angegeben werden. 
Darüber hinaus müssen auch Angaben zu 
Identität von Auftraggeberinnen und Auf-
traggebern sowie Angaben zu den jährli-
chen finanziellen Aufwendungen bzw. An-
gaben zu einzelnen Zuwendungen und Zu-
schüssen der öffentlichen Hand sowie zu 
einzelnen Schenkungen Dritter in Stufen 
von jeweils 10.000 Euro gemacht werden. 
Soweit für juristische Personen keine han-
delsrechtliche Offenlegungspflicht be-
steht, müssen diese ebenfalls Jahresab-
schlüssen oder Rechenschaftsberichte be-
reitstellen. 

Zwar können die Angaben zu den vorge-
nannten finanziellen Parametern verwei-
gert werden, doch wird eine Verweigerung 
der entsprechenden Angaben im Lobby-
reister selbst vermerkt. Zudem werden die 
verweigernden Interessenvertreterinnen 
und Interessenvertreter in einer geson-
derten öffentlichen Liste im Lobbyregister 
ausgewiesen. Darüber hinaus soll demje-
nigen Interessenvertreter, der von seinem 
Verweigerungsrecht Gebrauch gemacht 
hat, u. a. die Teilnahme an öffentlichen An-
hörungen der Ausschüsse des Bundesta-
ges als Auskunftsperson verwehrt werden. 

Unvollständige und unrich-
tige Einträge 
Fehlende, unrichtige, unvollständige oder 
nicht rechtzeitig erfolgte Einträge im Lob-
byregister stellen Ordnungswidrigkeiten 
dar, die bei vorsätzlicher Begehung mit ei-
ner Geldbuße von bis zu 50.000 Euro ge-
ahndet werden können; bei fahrlässiger 
Begehung mit einer Geldbuße von bis zu 
20.000 Euro. Eine fehlende, nicht richtige, 
nicht vollständige oder auch nicht 
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rechtzeitige Aktualisierung der Angaben 
kann ebenfalls eine Ordnungswidrigkeit 
darstellen. 

Verhaltenskodex 
Das LobbyRG normiert sog. „Grundsätze 
integrer Interessenvertretung“. So darf In-
teressenvertretung „nur auf Basis von Of-
fenheit, Transparenz, Ehrlichkeit und In-
tegrität stattfinden“. 

Darüber hinaus wurde von Bundesregie-
rung und Bundestag wie im LobbyRG vor-
gesehen im Juni 2021 ein Verhaltenskodex 
verabschiedet. Dieser fußt auf den Grunds-
ätzen von Offenheit, Transparenz, Ehrlich-
keit und Integrität und regelt u. a. folgen-
des: 

• Verbot von Erfolgshonoraren 
• Pflicht zu Hinweis auf Eintragung im 

Lobbyregister bei Erstkontakt  
• Verbot unlauterer Infor-

mationsbeschaffung 
• Einschränkung zu Verwendung ver-

traulicher Informationen 
• Vorgaben zur Nutzung der Bezeichnung 

„registrierte Interessenvertreterin“ 
oder „registrierter Interessenvertreter“ 

• Vorgaben zur Beteiligung von Interes-
senvertreterinnen und Interessenver-
tretern im Rahmen legislativer Pro-
zesse 

Wird ein nicht unerheblicher Verstoß ge-
gen den Verhaltenskodex von der register-
führenden Stelle im Deutschen Bundestag 
festgestellt, wird diese Feststellung im 
Lobbyregister entsprechend veröffent-
licht. Die Eintragung wird erst nach Ablauf 
von 24 Monaten wieder aus dem Register 
entfernt. 

Zudem kann ein Verstoß gegen den Ver-
haltenskodex negative Folgen im Rahmen 
der Erteilung von Zugangsberechtigungen 
zum Deutschen Bundestag oder zum Bei-
spiel auch bei der Beteiligung an öffentli-
chen Anhörungen der Ausschüsse als Aus-
kunftsperson haben. 

Fazit 
Mit dem LobbyRG wird der Versuch unter-
nommen, politische Interessenvertretung 
in Zukunft transparenter zu gestalten. 

Unternehmen und sonstige Organisatio-
nen sollten deswegen sorgfältig prüfen, ob 
sie Interessenvertretung im Sinne des Lob-
byRG betreiben oder beauftragen und ent-
sprechend zur Eintragung verpflichtet 
sind. 

Besteht eine Eintragungspflicht empfiehlt 
es sich, Maßnahmen zu ergreifen, um si-
cherzustellen, dass die Interessenvertre-
tung im Rahmen der Vorgaben des Lob-
byRG und des Verhaltenskodex erbracht 
wird. Auch ist sicherzustellen, dass die 
Eintragung im LobbyRG regelmäßig ge-
prüft und im Fall von Änderungen aktuali-
siert wird. 

Im Koalitionsvertrag 2021 der Regie-
rungsparteien SPD, Bündnis 90/Grüne 
und FDP wurde bereits angekündigt, das 
LobbyRG nachzuschärfen. Insbesondere 
soll der Kreis der eintragungspflichtigen 
Interessenvertreter und Interessenvertre-
terinnen erweitert werden. Deswegen es 
sich empfiehlt, die entsprechende Ent-
wicklung auf politischer Ebene im Blick zu 
behalten.
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Ihre Ansprechpartner  
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Partner 
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markus.berndt@orthkluth.com 
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Rechtsanwalt, Fachanwalt für Verwal-
tungsrecht, Fachanwalt für Vergaberecht, 
Partner 

T +49 211 600 35-414 
michael.sitsen@orthkluth.com 
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